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Gesetz

zur Anderung des Niederséichsischen Gesetzes
iiber die Ausiibung des Hebammenberufs

Vom 15. September 2021

Der Niedersdchsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Niedersdchsische Gesetz tiber die Austibung des Hebam-
menberufs vom 19. Februar 2004 (Nds. GVBL. S. 71), zuletzt
gedndert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 17. Dezember 2019
(Nds. GVBL. S. 418), wird wie folgt gedndert:

1.

642

§ 1 erhélt folgende Fassung:

»§1
Aufgaben

Neben den in § 1 und § 9 Abs. 4 des Hebammengesetzes
vom 22. November 2019 (BGBI. I S. 1759), gedndert durch
Artikel 10 des Gesetzes vom 24. Februar 2021 (BGBI. I
S. 274), genannten Tatigkeiten gehort es zu den Berufs-
aufgaben der Personen, die in Niedersachsen den Hebam-
menberuf austiben (Hebammen), die Mutter beim Stillen
anzuleiten, sie auf die aktuellen Empfehlungen der Stdn-
digen Impfkommission beim Robert Koch-Institut hinzu-
weisen sowie Bescheinigungen tiber Schwangerschaft,
Geburt und das Stillen auszustellen.”

. § 2 wird wie folgt gedndert:

a) Es werden die folgenden neuen Absitze 2 und 3 einge-
fugt:

,(2) Hebammen sind verpflichtet, ihre beruflichen
Dokumentationen so zu fithren, wie es § 630 f des
Biirgerlichen Gesetzbuchs (BGB) in der Fassung vom
2. Januar 2002 (BGBL. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738),
zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
10. August 2021 (BGBI. I S. 3515), verlangt.

(3) "Widerspricht eine arztliche oder &rztlich ange-
ordnete Maflnahme den anerkannten Regeln der Ge-
burtshilfe, so hat die Hebamme die Arztin oder den
Arzt darauf hinzuweisen und den Hinweis zu doku-
mentieren. ?Die Hebamme darf in einem solchen Fall
die Hilfeleistung bei der drztlichen Mafinahme oder die
Durchfiihrung der arztlich angeordneten Mafinahme
nicht verweigern, wenn

1. sie den Hinweis nicht gegeben hat,
2. sie den Hinweis nicht dokumentiert hat oder

3. durch ihre Weigerung ein gesundheitlicher Schaden
fiir die Gebédrende, das ungeborene Kind oder das
Neugeborene zu befiirchten ist.”

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4 und wie folgt ge-
andert:

aa) In Satz 1 werden die Worte ,,in hochstens dreijéh-
rigem Abstand an Fortbildungsveranstaltungen®
durch ein Komma und die Worte ,,beginnend mit
dem Kalenderjahr nach ihrer erstmaligen Berufs-
aufnahme, alle drei Kalenderjahre an Fortbildungs-
veranstaltungen im Umfang von 40 Unterrichts-
stunden” ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort ,,Wochenpflege“ durch das
Wort ,,Wochenbettbetreuung” ersetzt.

. In § 3 Abs. 4 wird das Wort ,,ambulante“ durch das Wort

,aullerklinische“ ersetzt.

. In § 4 Satz 1 werden nach dem Wort ,,haben“ ein Komma

und die Worte ,,auch nach Beendigung ihrer Tétigkeit,“
eingefiigt.

. § 5 wird gestrichen.

§ 6 wird wie folgt gedndert:

a) In der Uberschrift werden die Worte ,freiberuflich ta-
tige” durch das Wort , freiberufliche” ersetzt.

b) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) Im einleitenden Satzteil werden die Worte ,,Hebam-
men, die freiberuflich titig sind,” durch die Worte
,Freiberufliche Hebammen* ersetzt.

bb) Nummer 5 erhélt folgende Fassung:

5. ihre beruflichen Dokumentationen den da-
tenschutzrechtlichen Bestimmungen entspre-
chend aufzubewahren, auch fiir den Fall der
Berufsaufgabe oder des Todes, und“.

cc) Nummer 6 wird gestrichen.

dd

=

Die bisherige Nummer 7 wird Nummer 6 und wie
folgt gedndert:

Das Wort ,,ambulante” wird durch das Wort ,,au-
ferklinische” und das Wort ,,Wochenpflege” wird
durch das Wort ,,Wochenbettbetreuung” ersetzt.

¢) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte ,Hebammen, die
freiberuflich titig sind,” durch die Worte ,,Freiberufli-
che Hebammen*“ ersetzt.

7. § 7 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Die Nummern 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

»3. die Tatigkeit als freiberufliche und als ange-
stellte Hebamme,

4. dieregelméafige wochentliche Arbeitszeit und
den jeweiligen zeitlichen Anteil

a) der Tatigkeit als freiberufliche und als an-
gestellte Hebamme sowie

b) der klinischen und der aufierklinischen
Tatigkeit
an der regelméfiigen wochentlichen Arbeits-
zeit,”.
bb) In Nummer 8 wird das Wort ,,beruflichen” gestri-

chen, und im Klammerzusatz wird die Angabe
»Abs. 2“ durch die Angabe ,,Abs. 4“ ersetzt.

cc) In Nummer 9 werden das Wort ,,ambulanten®
durch das Wort ,,auflerklinischen“ und das Wort
,ambulant” durch das Wort ,,aufierklinisch ersetzt.

dd) In Nummer 10 werden das Wort ,ambulante”
durch das Wort ,,auflerklinische“ sowie das Wort
»~Wochenpflege“ durch das Wort ,,Wochenbettbe-
treuung” ersetzt, und am Ende wird das Wort ,,und“
gestrichen.

ee) Eswird die folgende neue Nummer 11 eingefiigt:

,11. das Bestehen einer Berufshaftpflichtversiche-
rung (§ 6 Abs. 1 Nr. 2) unter Vorlage einer
Kopie des Versicherungsnachweises und*.

ff) Die bisherige Nummer 11 wird Nummer 12.
gg) Es wird der folgende Satz 4 angeftigt:

»*Abweichend von Satz 3 ist die Angabe nach
Satz 1 Nr. 11 nach der erstmaligen Anzeige ab dem
dritten Folgejahr alle drei Jahre bis zum 31. Januar
anzuzeigen.“

b) Absatz 2 erhélt folgende Fassung:

,»(2) Hebammen haben der unteren Gesundheitsbe-
horde unverziglich in pseudonymisierter Form zu
melden, wenn wihrend der Zeit der Betreuung eine von
ihnen betreute Schwangere, Gebarende oder Wochne-
rin oder ein von ihnen betreutes Neugeborenes verstor-
ben oder eine Totgeburt eingetreten ist.“
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8. § 8 wird wie folgt gedndert:

a)

Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,»(1) Die untere Gesundheitsbehorde, in deren Bezirk
die Hebamme tiberwiegend beruflich tatig ist, iiber-
wacht die Einhaltung der Auskunfts-, Anzeige- und
Meldepflichten nach Absatz 2 und § 7.“

Es wird der folgende Absatz 4 angefiigt:

»(4) Wenn die Hebamme verstorben ist und das
Nachlassgericht festgestellt hat, dass nur das Land Erbe
ist, nimmt die Behorde, die fiir die Riicknahme oder
den Widerruf der Erlaubnis zum Fithren der Berufsbe-
zeichnung ,Hebamme'’ zustdndig ist, die Aufgaben nach
§ 630 f Abs. 3 und § 630 g BGB wahr.“

9. Nach § 8 wird der folgende § 8 a eingefiigt:

»§8a
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsétzlich oder fahr-

lassig

1. entgegen § 2 Abs. 4 nicht, nicht vollstdndig oder nicht
rechtzeitig der Fortbildungspflicht nachkommt,

2. einer Meldepflicht nach § 7 Abs. 2 nicht, nicht vollstin-
dig oder nicht rechtzeitig nachkommt oder

3. einer Meldepflicht nach § 7 Abs. 1 Nrn. 1, 3 und 6 bis 11
nicht, nicht vollstdndig oder nicht rechtzeitig nach-
kommt.

(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nrn. 1
und 2 kénnen mit einer Geldbuf3e bis zu 1 500 Euro, in
den Fillen des Absatzes 1 Nr. 3 mit einer Geldbufie bis zu
500 Euro geahndet werden.”

10. In § 9 werden die Worte ,freiberuflich tatigen“ durch das
Wort ,freiberuflichen® ersetzt und die Worte ,,und Ent-
bindungspfleger” gestrichen.

11. Die §§ 10 und 11 werden gestrichen.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkiindung in Kraft.

Hannover, den 15. September 2021

Die Prisidentin des Niedersichsischen Landtages

Gabriele Andretta

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkiindet.

Der Niedersichsische Ministerpriasident

Stephan Weil
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) Verordnung
zur Anderung der Subdelegationsverordnung-Justiz

Vom 14. September 2021

Aufgrund

des § 141 Satz 2 der Grundbuchordnung in der Fassung vom
26. Mai 1994 (BGBI. I S. 1114), zuletzt gedndert durch Artikel 6
des Gesetzes vom 16. Oktober 2020 (BGBI. I S. 2187), in Ver-
bindung mit § 101 Satz 2, auch in Verbindung mit § 96 Abs. 3
Satz 3, der Grundbuchverfiigung in der Fassung vom 24. Ja-
nuar 1995 (BGBI. I S. 114), zuletzt gedndert durch Artikel 7
des Gesetzes vom 16. Oktober 2020 (BGBI.IS. 2187), und

des § 171 Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes tiber Wettbewerbsbe-
schrankungen in der Fassung vom 26. Juni 2013 (BGBIL. I
S. 1750, 3245), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 16. Juli 2021 (BGBL. 1 S. 2959),

wird verordnet:
Artikel 1

§ 1 der Subdelegationsverordnung-Justiz vom 6. Juli 2007
(Nds. GVBL. S. 244), zuletzt gedndert durch Verordnung vom
2. Januar 2021 (Nds. GVBL. S. 2), wird wie folgt gedndert:

1. Nummer 23 wird wie folgt gedndert:

a) Am Ende des Buchstabens b wird das Komma durch
das Wort ,,und“ ersetzt.

b) In Buchstabe ¢ wird das Wort ,,und” gestrichen.
c) Buchstabe d wird gestrichen.

2. Nach Nummer 23 wird die folgende Nummer 23 a einge-
fugt:

»,23 a. § 141 Satz 1 der Grundbuchordnung in Verbindung
mit § 101 Satz 1, auch in Verbindung mit § 96 Abs. 3
Satz 3, der Grundbuchverfiigung.”

3. In Nummer 43 wird die Angabe ,,§ 116 Abs. 4 Satz 1“ durch
die Angabe ,,§ 171 Abs. 4 Satz 1“ ersetzt.
Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkiindung in
Kraft.

Hannover, den 14. September 2021

Die Niedersichsische Landesregierung

Weil
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) Verordnung
zur Anderung der Allgemeinen Gebiihrenordnung

Vom 17. September 2021

Aufgrund des § 3 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 5 Satz 1 und des § 13
Abs. 2, jeweils auch in Verbindung mit § 14 Abs. 2, des Nie-
dersdchsischen Verwaltungskostengesetzes in der Fassung vom
25. April 2007 (Nds. GVBL. S. 172), zuletzt gedndert durch Ar-
tikel 11 des Gesetzes vom 15. Dezember 2016 (Nds. GVBI.
S. 301), wird im Einvernehmen mit dem Ministerium fiir In-
neres und Sport verordnet:

Artikel 1

Die Anlage (Kostentarif) zur Allgemeinen Gebtihrenordnung
vom 5. Juni 1997 (Nds. GVBL. S. 171; 1998 S. 501), zuletzt ge-
dndert durch Verordnung vom 18. Juni 2021 (Nds. GVBL. S. 384),
wird wie folgt geédndert:

1. Tarifnummer 47 erhélt folgende Fassung:

»47

47.1
47.2

,»104

104.1

104.2

»105

105.1

105.1.1

105.1.2

Kirchenaustrittsgesetz vom 4. Juli 1973 (Nds. GVBL. S. 221), zuletzt gedndert
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 16. Dezember 2014 (Nds. GVBI. S. 436)

Aufnahme einer Niederschrift nach § 2 Abs. 2 Satz 3 30

Bescheinigung nach § 4 Abs. 1 oder § 5 Abs. 4 Satz 3 nach Zeitaufwand,
jedoch
hochstens 30

AnmerkungzuNr. 47.2:

Der Verwaltungsaufwand fiir die Erstausfertigung einer Bescheinigung nach § 4
Abs. 1 ist mit der Gebiihr nach Nr. 47.1 abgegolten, wenn die Bescheinigung
im Zusammenhang mit der Aufnahme der Niederschrift erteilt wird.”

Tarifnummer 104 erhilt folgende Fassung:

Namensidnderungsgesetz in der Fassung vom 26. Mirz 2021 (BGBL. I S. 738),
geidndert durch Artikel 15 Abs. 17 des Gesetzes vom 4. Mai 2021 (BGBL. I S. 882)

Anderung eines Familiennamens nach § 1 oder Feststellung eines Familiennamens

nach § 8 Abs. 1 nach Zeitaufwand,
jedoch
mindestens 30
und hochstens 1 500

Anderung eines Vornamens nach § 1 in Verbindung mit § 11 nach Zeitaufwand,
jedoch
mindestens 30
und hochstens  500“.

Tarifnummer 105 erhilt folgende Fassung:

Personenstandswesen

Personenstandsgesetz (PStG) vom 19. Februar 2007 (BGBL. I S. 122), zuletzt
gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2021 (BGBI. I S. 882)

Abnahme einer Versicherung an Eides statt nach § 9 Abs. 2 Satz 2, auch
in Verbindung mit § 12 Abs. 3 Satz 2, oder nach § 13 Abs. 2 Satz 2 30

Prifung der Ehevoraussetzungen nach § 13 Abs. 1 Satz 1 und Mitteilung nach § 13
Abs. 4 Satz 1 50

je ausldndisches Recht, das nach Artikel 13 Abs. 1 des Einfithrungsgesetzes
zum Biirgerlichen Gesetzbuche zu beachten ist, zuziiglich 40

bei Uberpriifung einer ausldndischen Entscheidung in Ehe- oder Lebenspartner-
schaftssachen durch das Standesamt, wenn es einer Feststellung der Landes-
justizverwaltung nach § 107 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes iiber das Verfahren

in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit

(FamFG) nicht bedarf, zuziiglich 40

bei Aufnahme eines Antrags auf Anerkennung einer ausldndischen Entscheidung
in Ehesachen an die Landesjustizverwaltung zuziiglich 40

bei Vorpriifung einer Entscheidung in Ehe- oder Lebenspartnerschaftssachen

zur Vorlage eines Antrags auf Befreiung von der Beibringung eines Ehefdhigkeits-
zeugnisses, wenn es einer Feststellung der Landesjustizverwaltung nach § 107

Abs. 1 Satz 1 FamFG nicht bedarf, zuztiglich 40
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105.1.3

105.1.4

105.1.4.1

105.1.4.2

105.1.4.3

105.1.5

105.1.6

105.1.7

105.1.8
105.1.8.1

646
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Ausstellen oder Ablehnung des Ausstellens eines Ehefdhigkeitszeugnisses nach § 39

bei Uberpriifung einer ausldndischen Entscheidung in Ehe- oder Lebenspartner-
schaftssachen durch das Standesamt, wenn es einer Feststellung der Landesjustiz-
verwaltung nach § 107 Abs. 1 Satz 1 FamFG nicht bedarf, zuztglich

bei Aufnahme eines Antrags auf Anerkennung einer auslandischen Entscheidung
in Ehesachen an die Landesjustizverwaltung zuziiglich

Anmerkung zuNr. 105.1.3:

Eine Gebiihr fir das Ausstellen eines Ehefdhigkeitszeugnisses fir eine Deutsche
oder einen Deutschen ist nicht zu erheben, wenn dies durch eine zwischen-
staatliche Vereinbarung bestimmt ist und das in dieser Vereinbarung vorgesehene
Beschaffungsverfahren fiir das Ehefdhigkeitszeugnis durchgefiihrt wird.

Beurkundung der Erkldrungen tiber die Eheschlieffung oder der Erkldrungen tiber
die Umwandlung einer Lebenspartnerschaft in eine Ehe nach § 14 Abs. 3, auch in
Verbindung mit § 17 a Abs. 2

bei einem anderen als dem nach § 12, auch in Verbindung mit § 17 a Abs. 2,
fir die Anmeldung zustédndigen Standesamt

auflerhalb der tiblichen Dienstzeiten des Standesamtes, es sei denn, dass eine
eheschlieffende Person oder bei der Umwandlung einer Lebenspartnerschaft in
eine Ehe eine Lebenspartnerin oder ein Lebenspartner lebensgefahrlich erkrankt ist

auflerhalb der Dienstrdaume des Standesamtes bei einem tiber das Ubliche hinaus-
gehenden Verwaltungsaufwand, es sei denn, dass eine eheschlieffende Person oder
bei der Umwandlung einer Lebenspartnerschaft in eine Ehe eine Lebenspartnerin
oder ein Lebenspartner lebensgefahrlich erkrankt ist

Beurkundung einer Eheschlieffung im Ausland nach § 34 Abs. 1

je auslandisches Recht, das nach Artikel 13 Abs. 1 oder Artikel 17 b Abs. 1 Satz 1
in Verbindung mit Abs. 4 Satz 1 des Einfiihrungsgesetzes zum Biirgerlichen
Gesetzbuche zu beachten ist, zuziiglich

bei Uberpriifung einer ausldndischen Entscheidung in Ehe- oder Lebenspartner-
schaftssachen durch das Standesamt, wenn es einer Feststellung der Landesjustiz-
verwaltung nach § 107 Abs. 1 Satz 1 FamFG nicht bedarf, zuztglich

bei Aufnahme eines Antrags auf Anerkennung einer ausliandischen Entscheidung
in Ehesachen an die Landesjustizverwaltung zuziiglich

Beurkundung einer Eheschlieffung vor einer erméchtigten Person nach § 34 Abs. 2

je ausldndisches Recht, das nach Artikel 13 Abs. 1 oder Artikel 17 b Abs. 1 Satz 1
in Verbindung mit Abs. 4 Satz 1 des Einfiihrungsgesetzes zum Biirgerlichen
Gesetzbuche zu beachten ist, zuziiglich

bei Uberpriifung einer ausldndischen Entscheidung in Ehe- oder Lebenspartner-

schaftssachen durch das Standesamt, wenn es einer Feststellung der Landesjustiz-
verwaltung nach § 107 Abs. 1 Satz 1 FamFG nicht bedarf, zuztglich

bei Aufnahme eines Antrags auf Anerkennung einer auslandischen Entscheidung
in Ehesachen an die Landesjustizverwaltung zuziiglich

Anmerkungzuden Nrn. 105.1.5 und 105.1.6:

Fiir die Beurkundung einer im Ausland oder vor einer erméchtigten Person

im Inland geschlossenen gleichgeschlechtlichen Ehe im inldndischen Eheregister
nach § 34 Abs. 1 oder 2 PStG wird die Gebiihr nicht erhoben, wenn die Ehe-
schlieffung vor dem 1. Oktober 2017 im deutschen Lebenspartnerschaftsregister
nachbeurkundet wurde.

Beurkundung der Begriindung einer Lebenspartnerschaft im Ausland nach § 35

je ausldndisches Recht, das nach Artikel 17 b Abs. 1 Satz 1 des Einfiihrungsgesetzes
zum Birgerlichen Gesetzbuche zu beachten ist, zuziiglich

bei Uberpriifung einer ausldndischen Entscheidung in Ehe- oder Lebenspartner-
schaftssachen durch das Standesamt, wenn es einer Feststellung der Landesjustiz-
verwaltung nach § 107 Abs. 1 Satz 1 FamFG nicht bedarf, zuztglich

bei Aufnahme eines Antrags auf Anerkennung einer ausldndischen Entscheidung
in Ehesachen an die Landesjustizverwaltung zuziiglich

Beurkundung nach § 36 Abs. 1
einer Geburt im Ausland

bei Uberpriifung einer ausldndischen Entscheidung in Ehe- oder Lebenspartner-
schaftssachen durch das Standesamt, wenn es einer Feststellung der Landesjustiz-
verwaltung nach § 107 Abs. 1 Satz 1 FamFG nicht bedarf, zuztglich

bei Aufnahme eines Antrags auf Anerkennung einer auslandischen Entscheidung
in Ehesachen an die Landesjustizverwaltung zuziiglich

50

40

40

40

100

nach Zeitaufwand,

jedoch
héchstens

50

40

40

40
50

40

40

40

50

40

40

40

70

40

40

100



105.1.8.2

105.1.9

105.1.9.1

105.1.9.2

105.1.9.3

105.1.9.4

105.1.10

105.1.11

105.1.12

105.1.13

105.1.14

105.1.15

105.2

105.2.1
105.2.2
105.2.3
105.2.4

105.2.5
105.3

105.4

Nds. GVBL. Nr. 36/2021, ausgegeben am 21. 9. 2021

eines Sterbefalls im Ausland

bei Uberpriifung einer auslindischen Entscheidung in Ehe- oder Lebenspartner-
schaftssachen durch das Standesamt, wenn es einer Feststellung der Landesjustiz-
verwaltung nach § 107 Abs. 1 Satz 1 FamFG nicht bedarf, zuztiglich

bei Aufnahme eines Antrags auf Anerkennung einer ausldndischen Entscheidung
in Ehesachen an die Landesjustizverwaltung zuziiglich

Namensfithrung

Beglaubigung oder Beurkundung einer Erkldrung zur Namensfithrung von Ehe-
gatten nach § 41 Abs. 1 oder von Lebenspartnerinnen oder Lebenspartnern nach
§42 Abs. 1

Beglaubigung oder Beurkundung einer Erklarung nach § 43 Abs. 1, ausgenommen
Erklarungen nach § 94 Abs. 1 des Bundesvertriebenengesetzes

Beglaubigung oder Beurkundung einer Erkldrung, Einwilligung oder Zustimmung
zur Namensfithrung eines Kindes nach § 45 Abs. 1

Beglaubigung oder Beurkundung einer Erkldrung zur Reihenfolge der Vornamen
nach § 45 a Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 2

Berichtigung nach § 47 oder Berichtigung auf Anordnung nach § 48 Abs. 1
einschliefilich des Stellens eines Antrags des Standesamtes auf Anordnung

der Berichtigung nach § 48 Abs. 2 Satz 1, wenn der zu berichtigende Fehler durch
eine oder einen der Beteiligten der Personenstandsangelegenheit oder seitens der
oder des Anzeigepflichtigen vorsitzlich oder grob fahrlissig herbeigefiihrt wurde

Erteilung einer Personenstandsurkunde nach § 62 Abs. 1, auch in Verbindung
mit § 76 Abs. 3

AnmerkungzuNr. 105.1.11:

Wird die Erteilung mehrerer Exemplare einer Personenstandsurkunde beantragt,
so wird ab dem zweiten Exemplar eine auf die Hélfte verminderte Gebtihr erhoben.

Erteilung einer Auskunft aus einem oder Gewédhrung der Einsicht in einen Register-
eintrag nach § 62 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2

Erteilung einer Auskunft aus einem oder Gewihrung der Einsicht in einen Eintrag
eines Altregisters nach § 62 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2 in Verbindung mit
§76 Abs. 3

Erteilung einer Auskunft aus einer oder Gewahrung der Einsicht in eine Sammel-
akte nach § 62 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2, auch in Verbindung mit § 76 Abs. 3

Suchen eines Eintrags oder eines Vorgangs, wenn zum Aufsuchen erforderliche
Angaben nicht gemacht werden

Personenstandsverordnung vom 22. November 2008 (BGBL. I S. 2263), zuletzt
gedndert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 28. Mirz 2021 (BGBI. I S. 591)

Abnahme einer Versicherung an Eides statt nach § 2 Abs. 2 Satz 2
Ausstellung einer Bescheinigung nach § 7 Abs. 2
Erteilung einer Bescheinigung nach § 31 Abs. 2 Satz 4

Erteilung einer Bescheinigung nach § 46, es sei denn, dass die Bescheinigung
als Erstausfertigung im Zusammenhang mit der Entgegennahme einer namens-
rechtlichen Erkldarung nach § 94 Abs. 1 des Bundesvertriebenengesetzes oder § 1
des Minderheiten-Namensdnderungsgesetzes erteilt wird

Eintragung in ein internationales Stammbuch der Familie nach § 52

Vertrag vom 18. November 1980 zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und der Republik Osterreich iiber den Verzicht auf die Beglaubigung und
iiber den Austausch von Personenstandsurkunden sowie iiber die Beschaffung
von Ehefihigkeitszeugnissen (BGBI. IT 1981 S. 1050)

Beschaffung eines Ehefihigkeitszeugnisses in Osterreich nach den Artikeln 10
und 11

Abkommen vom 4. November 1985 zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft iiber den Verzicht auf die Beglau-
bigung und iiber den Austausch von Personenstandsurkunden/Zivilstands-
urkunden sowie iiber die Beschaffung von Ehefihigkeitszeugnissen

(BGBI. I1 1988 S. 126)

Beschaffung eines Ehefdhigkeitszeugnisses in der Schweiz nach den Artikeln 8
und 9
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Abkommen vom 3. Juni 1982 zwischen der Bundesrepublik Deutschland
mit dem GrofBherzogtum Luxemburg iiber den Verzicht auf die Beglaubigung
und iiber den Austausch von Personenstandsurkunden sowie iiber die
Beschaffung von Ehefihigkeitszeugnissen (BGBI. I 1983 S. 698)

Beschaffung eines Ehefdhigkeitszeugnisses in Luxemburg nach den Artikeln 9
und 10

Ubereinkommen vom 8. September 1976 iiber die Ausstellung mehrsprachiger
Ausziige aus Personenstandsbiichern (BGBI. II 1997 S. 774)

Ausstellung eines mehrsprachigen Auszugs aus dem Personenstandsregister nach
Artikel 1 Satz 1

AnmerkungzuNr. 105.6:

Wird die Ausstellung mehrerer Exemplare eines Auszugs beantragt, so wird ab dem
zweiten Exemplar eine auf die Hélfte verminderte Gebiihr erhoben.

Verordnung (EU) 2016/1191 des Europiischen Parlaments und des Rates

vom 6. Juli 2016 zur Forderung der Freiziigigkeit von Biirgern durch die Verein-
fachung der Anforderungen an die Vorlage bestimmter éffentlicher Urkunden
innerhalb der Europiischen Union und zur Anderung der Verordnung (EU)

Nr. 1024/2012 (ABIL. EU Nr. L. 200 S. 1)

Ausstellung eines mehrsprachigen Formulars nach Artikel 7 Abs. 2 fiir die
Verwendung einer Geburts-, Ehe-, Lebenspartnerschafts- oder Sterbeurkunde
oder eines Ehefihigkeitszeugnisses im Ausland

AnmerkungzuNr. 105.7:

Wird die Ausstellung mehrerer Exemplare eines Formulars beantragt, so wird
ab dem zweiten Exemplar eine auf die Hélfte verminderte Gebtihr erhoben.”

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2021 in Kraft.
Hannover, den 17. September 2021
Niedersichsisches Finanzministerium
Hilbers

Minister

50

15

15



	Inhalt GVBl. Nr. 36 vom 21. September 2021
	Gesetz zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über die Ausübung des Hebammenberufs
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